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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 13.11.2025 
Antrag der Fraktion der SPD vom 03.11.2025 
,,Straftäter immer öfter schwer bewaffnet - welche Maßnahmen er­
greift die Landesregierung zur Unterbindung illegalen Waffenhan­
dels und -besitzes?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum Tagesordnungspunkt „Straftäter 

immer öfter schwer bewaffnet - welche Maßnahmen ergreift die Landes­

regierung zur Unterbindung illegalen Waffenhandels und -besitzes?". 

Mit freundlichen Grüßen 

17 1 . November 2025 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 13.11.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Straftäter immer öfter schwer bewaffnet - welche Maßnahmen er­

greift die Landesregierung zur Unterbindung illegalen Waffenhan­

dels und -besitzes?" 

Antrag der Fraktion der SPD vom 03.11.2025 

Zur Bekämpfung des illegalen Waffenhandels und -besitzes wird in Nord­

rhein-Westfalen eine Vielzahl zielgerichteter Maßnahmen umgesetzt. 

Das Kriminalwissenschaftliche und -technische Institut (KTI NRW) des 

Landeskriminalamts Nordrhein-Westfalen (LKA) erstellt in seinem Dezer­

nat 55.1 Sachverständigengutachten im Bereich Waffen, Munition und 

Schusswaffenspuren nach der Sicherstellung entsprechender Gegen­

stände. Diese Gutachten unterstützen die Ermittlungsdienststellen des 

Landes Nordrhein-Westfalen bei einer Reihe kriminaltechnischer Frage­

stellungen, etwa bei der Bestimmung der Herkunft und Herstellung von 

Waffen und Munition, in aktuellen Verfahren. Darüber hinaus vermittelt 

das KTI NRW Fachwissen und versetzt die Kreispolizeibehörden hiermit 

in die Lage, in künftigen Sachverhalten Tat- und Sachzusammenhänge 

besser erkennen zu können. 

Darüber hinaus werden im LKA sogenannte „Waffenherkunftsermittlun­

gen" durchgeführt. In diesem Zusammenhang besteht ein enger Aus­

tausch mit dem Bundeskriminalamt (BKA), das auf internationaler Ebene 

für die Bearbeitung deutscher Waffenherkunftsermittlungen zuständig ist. 

Durch die Ermittlung der Herkunft illegaler Waffen können nicht nur der 

Verkaufsweg und mögliche Verbindungen aufgedeckt, sondern auch 

wertvolle Ermittlungsansätze generiert werden. 
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Ein wichtiger Bestandteil der Zusammenarbeit ist die jährlich stattfin­

dende Tagung der Leiterinnen und Leiter der sachbearbeitenden Dienst­

stellen, die unter der Leitung des BKA durchgeführt wird. Hier werden so­

wohl die aktuellen Entwicklungen und Ermittlungen im Bereich der Waf­

fenkriminalität dargestellt als auch Lösungsansätze und Strategien für zu­

künftige Herausforderungen erarbeitet. Auf diese Weise wird ein kontinu­

ierlicher Austausch sowohl auf nationaler als auch internationaler Ebene 

gewährleistet. 

Auf der Ebene der Kreispolizeibehörden werden anlassbezogen Ermitt­

lungsverfahren geführt, wobei im Bedarfsfall Ermittlungskommissionen 

gebildet werden. Insbesondere im Hinblick auf Mehrfach- und lntensivtä­

terinnen und -täter, die in behördliche Konzepte aufgenommen wurden, 

wird bei Hinweisen auf Waffenbesitz eine entsprechende Eignungsprü­

fung bei der zuständigen Waffenbehörde angeregt. 

Ferner führt die konsequente Nutzung der Möglichkeiten der Sachfahn­

dung zur Auffindung und Sicherstellung inkriminierter Waffen. 

Illegaler Waffenhandel und -schmuggel ist nach Erkenntnissen des LKA 

zudem ein relevantes Betätigungsfeld von Tätergruppierungen der Orga­

nisierten Kriminalität. Zur Bekämpfung der Organisierten Kriminalität wer­

den Auswertungen und (Struktur-) Ermittlungen durch spezialisierte 

Fachdienststellen des LKA sowie der Kriminalhauptstellen geführt. Dar­

über hinaus findet auf nationaler und internationaler Ebene der Informati­

onsaustausch zwischen den Strafverfolgungsbehörden sowohl verfah­

rensbezogen als auch anlassunabhängig statt. 

Bei der Bekämpfung der Politisch motivierten Kriminalität und hier insbe­

sondere in Gefahrensachverhalten kommt den Ermittlungen eines etwai­

gen Waffenbesitzes auf Täter- oder Störerseite eine besondere Bedeu­

tung zu. Dies kann durch phänomenbezogene Recherchen von Open 

Source bzw. Social Media lntelligence, anderen öffentlichen Quellen, 
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durch Hinweise aus der Bevölkerung oder aus Ermittlungsverfahren er­

folgen. Bei einer Erkenntnisverdichtung werden gefahrenabwehrrechtli­

che und/oder strafprozessuale Maßnahmen konsequent umgesetzt. 

Hierzu zählen auch Maßnahmen aus Nebengesetzen, wie z. B. dem Waf­

fengesetz (WaffG). 

Die Kreispolizeibehörden des Landes Nordrhein-Westfalen sind angehal­

ten, auf Grundlage des § 42 Abs. 5 WaffG zu prüfen, ob und in welchen 

Bereichen die Einrichtung einer Waffen- und Messerverbotszone in Be­

tracht kommt. Aktuell sind elf Waffen- und Messerverbotszonen in fünf 

Kreispolizeibehörden eingerichtet (3x Köln, 1x Düsseldorf, 2x Hamm, 1x 

Bonn, 2x Bielefeld und 2x Münster). In den aktuell eingerichteten Waffen­

und Messerverbotszonen werden fortlaufend Einsatz- und Kontrollmaß­

nahmen durch die zuständige Kreispolizeibehörde durchgeführt. 

Kontrollmaßnahmen durch die Polizeibehörden bei Waffenbesitzern in 

Nordrhein-Westfalen finden aufgrund verschiedener gesetzlicher Rege­

lungen und entsprechender Erlasslage statt. 

Für die Zuständigkeit der Polizei als Waffenbehörde gilt Folgendes: 

Bevor eine waffenrechtliche Erlaubnis erteilt wird, erfolgt u. a. eine Prü­

fung der waffenrechtlichen Zuverlässigkeit. Hierbei werden Einträge in 

verschiedenen Datenbanken (Bundeszentralregister, Zentrales Staatsan­

waltschaftliches Verfahrensregister, Online-Sicherheitsüberprüfung und 

Landesamt für Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen) abgefragt. Be­

vor eine Privatperson somit in den Besitz einer erlaubnispflichtigen Waffe 

gelangt, wurde diese bereits auf ihre waffenrechtliche Zuverlässigkeit ge­

prüft. 

Wer erlaubnispflichtige Schusswaffen besitzt oder die Erteilung einer Er­

laubnis zum Besitz beantragt hat, hat gemäß § 36 Abs. 3 Satz 1 WaffG 

der zuständigen Behörde die zur sicheren Aufbewahrung getroffenen 
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oder vorgesehenen Maßnahmen nachzuweisen. Darüber hinaus wird in 

§ 36 Abs. 3 Satz 2 WaffG die Verpflichtung geregelt, dass Besitzer von 

erlaubnispflichtigen Schusswaffen der Behörde zur Überprüfung dieser 

vorgenannten Pflichten Zutritt zu den Räumen zu gestatten haben, in de­

nen die Waffen und die Munition aufbewahrt werden. 

Die Kontrolle der Waffenaufbewahrung im schriftlichen Verfahren findet 

somit entweder bereits bei Antragsprüfung auf den waffenrechtlichen Er­

werb oder spätestens im Rahmen der Antragsbearbeitung auf Besitzer­

laubnis statt. Jeder Waffenbesitzer in Nordrhein-Westfalen hat die Aufbe­

wahrung seiner erlaubnispflichtigen Waffen somit im schriftlichen Verfah­

ren grundsätzlich nachgewiesen. 

Zudem machen die Waffenbehörden von der nach § 36 Abs. 3 Satz 2 

WaffG eröffneten Möglichkeit Gebrauch, auch anlasslose Kontrollen bei 

den Erlaubnisinhabern vor Ort durchzuführen. In diesem Zusammenhang 

hat das Ministerium des Innern die Waffenbehörden im Jahre 2021 darauf 

hingewiesen, dass neben der Überprüfung der Nachweispflicht im schrift­

lichen Verfahren anlassunabhängige, stichpunktartige Vor-Ort-Kontrollen 

der waffenrechtlichen Aufbewahrungspflichten auf der Grundlage des § 

36 Abs. 3 Satz 2 WaffG für unentbehrlich erachtet werden, um der von 

Waffen ausgehenden Gefahr insbesondere bei missbräuchlicher Verwen­

dung durch Dritte entgegenzutreten. Die Waffenbehörden wurden inso­

weit angehalten, regelmäßig über das Jahr verteilte anlasslose Vor-Ort­

Kontrollen bei Waffenbesitzern durchzuführen und hierüber zu berichten. 

Zum Stichtag 01.01.2023 erfolgte eine Reform des Statistikwesens. Die 

Gesamtzahl der seitdem durchgeführten anlasslosen Kontrollen sind der 

nachfolgenden Tabelle zu entnehmen. 
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2024 9.016 

2025 1. Halbjahr 4.720 


